
Ausschuss für Verkehr und Bauwesen 7. Wahlperiode AfVB/05/2007 
 

   

Niederschrift 

über die Sitzung am Dienstag, 06.11.2007 

im Kreishaus Borken, 
Großer Sitzungssaal (Raum 2180) 

Anwesend: 

Vorsitz: 

Hermann Horstick Gescher     

Mitglieder: 

Hartmut Ahold Bocholt     
Hubert Bestert Südlohn     
Karlheinz Busen Gronau bis 16.15 Uhr (TOP 5) 
Dietmar Eisele Ahaus     
Reinhard Haveresch Ahaus Vertreter für Friedhelm Weikamp 
Markus Jasper Heek     
Wolfgang Kramer Gescher     
Paul Lensing Borken     
Elisabeth Lindenhahn Raesfeld bis 16 Uhr (TOP 4) 
Bernd Schlipsing Vreden     
Winfried Semmelmann Borken     
Gertrud Söbbing-Krumkamp Ahaus     
Holger Weiß Bocholt Vertreter für Gerhard Temminghoff 

Es fehlen: 

Franz-Josef Lütkenhorst Bocholt     
Josef Osterhues Ahaus     
Markus Schulte Gronau     

Vertreter/innen der Verwaltung: 

Herr Dr. Hermann Paßlick       
Herr Peter Sonntag   ab 16 Uhr (TOP 5) 
Herr Ludger Stienen       
Frau Birgit Schwering       
Herr Olaf Sobek   ab 16 Uhr (TOP 5) 
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Erledigung der Tagesordnung: 

Vorsitzender Horstick  eröffnet um 14:00 Uhr die Sitzung und begrüßt die Erschienenen. Er 
stellt fest, dass ordnungsgemäß geladen wurde und der Ausschuss beschlussfähig ist. Ein-
wendungen gegen die Tagesordnung sowie die Niederschrift der letzten Sitzung werden 
nicht erhoben. 

Vorsitzender Horstick bittet um Verständnis für die kurzfristige Verschiebung der Sitzung. Die 
Gründung des Dachzweckverbandes Schienenpersonennahverkehr für Westfalen und die 
Änderung der Satzung für den Zweckverband SPNV Münsterland hätten überregional abge-
stimmt werden müssen. Der Dachzweckverband müsse spätestens am 14.01.2008 gegrün-
det sein. Nur dann sei gewährleistet, dass Landesmittel vereinnahmt werden könnten. 

Auf den Einwand von Frau Lindenhahn erwidert Vorsitzender Horstick, dass es im Vorfeld 
keine Möglichkeit einer Terminabsprache gegeben habe. Das Zeitfenster für die Gründung 
des Dachzweckverbandes und die notwendigen Absprachen auf Münsterlandebene sei sehr 
knapp bemessen. 

Herr Eisele wendet ein, dass feste Sitzungszeiten vereinbart worden seien. Viele Abgeordne-
te des Kreistages seien berufstätig und nähmen das Kreistagsmandat ehrenamtlich wahr.  

Herr Dr. Paßlick weist darauf hin, dass die Abstimmungsphase im Rahmen des Zweckver-
bandes für den Schienenpersonennahverkehr noch immer nicht abgeschlossen sei. Hinter-
grund seien nicht geklärte Detailfragen. 

Vorsitzender Horstick führt auf die Einwendung von Frau Lindenhahn aus, dass die Mitglie-
der der Zweckverbandsversammlung zunächst davon ausgegangen seien, dass am 
03.12.2007 eine Entscheidung über die Satzung des Zweckverbandes falle. Im Rahmen der 
interfraktionellen Abstimmung, an der alle Fraktionen beteiligt gewesen seien, habe man sich 
auf eine Verschiebung der Entscheidung über die Satzung auf den 20.12.2007 verständigt. 

 

Öffentlicher Teil 

Punkt 1: Organisation des Zweckverbandes SPNV für Westfalen 
Vorlage: 0169/2007 

 

Berichterstatter: Dr. Hermann Paßlick 

 

Herr Dr. Paßlick erläutert, dass der neue Zweckverband „Nahverkehr Westfalen-Lippe“ 
(NWL) heißen solle. Zu beachten sei, dass der neue Verband nicht durch die Kreise sondern 
durch die bisher bestehenden regionalen Zweckverbände gegründet werde. Die regionalen 
Zweckverbände würden wie bisher in weitgehend dezentralen Strukturen arbeiten. Durch die 
regionale Struktur könnten die positiven Entwicklungen fortgesetzt werden. So seien in den 
vergangenen Jahren höhere Fahrgastzahlen erzielt worden, bestehende Linien hätten erhal-
ten werden können. Die Sorge, dass durch ein großes Zentralgremium die regionalen Inte-
ressen nicht ausreichend Berücksichtigung finden könnten, werde durch die vorgeschlagene 
Organisationsstruktur ausgeräumt. Das novellierte ÖPNV-Gesetz lasse diese Organisation 
zu. In einer Übergangszeit bis 2010 würden bestehende Verträge mit den Verkehrsunter-
nehmen weiter durch die regionalen Zweckverbände verwaltet, erst danach trete der neue 
Dachverband in die Verträge ein. Mit dem heutigen Beschluss gehe es darum, eine Empfeh-
lung für den Kreistag auszusprechen, dass der Kreis Borken mit dem vorgeschlagenen Or-
ganisationsmodell einverstanden sei. 

Frau Lindenhahn beanstandet, dass ihr nicht die geänderte Fassung der Satzung vorliege. 
Die SPD-Fraktion könne dem Beschlussentwurf nicht zustimmen. 
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Vorsitzender Horstick weist darauf hin, dass der Kreistag keine Befugnis habe, die Satzung 
des Zweckverbandes NWL zu gestalten. Im Tagesordnungspunkt  eins gehe es darum, die 
Organisationsstruktur des Dachzweckverbandes zu beschließen. Der Entwurf der Organisa-
tion orientiere sich an den gesetzlichen Vorgaben. Über die Satzung entscheide die Zweck-
verbandsversammlung des ZVM am 20.12.2007. 

Herr Eisele sieht für seine Fraktion weiteren Beratungsbedarf und schlägt vor, keine Be-
schlussempfehlung für den Kreistag auszusprechen. 

Herr Lensing weist auf die komplexe Materie hin. Der zeitliche Ablauf sei eng bemessen und 
Details seien noch nicht abschließend geregelt. Positiv sei, dass die regionalen Zweckver-
bände bestehen blieben. 

Herr Dr. Paßlick stellt klar, dass es politischen Abstimmungsbedarf vor allem zur Änderung 
der Satzung des Zweckverbandes Münsterland (Tagesordnungspunkt 2) gebe. Über die Or-
ganisationsstruktur des Dachzweckverbandes bestehe münsterlandweit Einigkeit. Die Sat-
zung dieses Zweckverbandes könne auf Kreisebene nicht beschlossen werden, sondern 
hierfür sei die Zweckverbandsversammlung des ZVM zuständig. Auf den Hinweis von Herrn 
Eisele sagt Dr. Paßlick zu, den Fraktionssprechern weitere Unterlagen zur Verfügung zu stel-
len. 

Vorsitzender Horstick weist darauf hin, dass die Sitzungsvorlage in der Zweckverbandsver-
sammlung beraten worden sei. Im Rahmen eines interfraktionellen Gespräches am 
16.10.2007 in Münster seien von der SPD keine Vorbehalte hinsichtlich des vorgeschlage-
nen Organisationsmodells für den Dachzweckverband vorgetragen worden. Der Kreistag des 
Kreises Steinfurt habe dem Organisationsmodell bereits zugestimmt. Die grundsätzliche Or-
ganisationsstruktur solle nicht mehr in Frage gestellt werden. 

Frau Lindenhahn erläutert auf die Nachfrage von Herrn Schlipsing, dass es der SPD-Fraktion 
um die nicht geklärten Details gehe. In einer Rücksprache mit dem Sprecher der SPD-
Fraktion auf Münsterlandebene werde der Punkt geklärt. 

Herr Lensing und Herr Stienen machen deutlich, dass es im Tagesordnungspunkt 1 um die 
Grundsatzentscheidung zum Organisationsmodell gehe. Nach dem vorliegenden Protokoll 
der Zweckverbandsversammlung bezögen sich die Bedenken der SPD-Fraktion auf die Än-
derung der Satzung des ZVM. 

Vorsitzender Horstick stellt fest, dass der Ausschuss für Verkehr und Bauwesen keine Be-
schlussempfehlung für den Kreistag aussprechen werde. 

 
 
Punkt 2: Änderung der Satzung des Zweckverbandes SPNV Münsterland (ZVM) 

Vorlage: 0221/2007 
 

Berichterstatter: Dr. Hermann Paßlick 

 

Herr Dr. Paßlick erläutert, dass die Satzungen der regionalen Zweckverbände auf Grundlage 
der Änderung des ÖPNV-Gesetzes zum 01.01.2008 angepasst werden müssten. Strittig sei 
§ 6 Abs. 4 der Zweckverbandsversammlung SPNV Münsterland (ZVM). Nach dem vorlie-
genden Entwurf der Satzung würden von den entsandten Vertretern für den Dachzweckver-
band (NWL) fünf auf die Hauptverwaltungsbeamten entfallen. Nach dem Willen der Landräte 
müsse aus jeder Körperschaft ein Mitglied aus der Verwaltung stammen. Nur so sei eine 
unmittelbare Interessenvertretung gewährleistet. Der politische Raum sehe bei diesem Vor-
schlag den Wählerwillen nicht ausreichend repräsentiert. Eine Einigung müsse noch erzielt 
werden. 

Vorsitzender Horstick führt aus, dass dieser Punkt interfraktionell auf Münsterlandebene strit-
tig diskutiert werde. Wenn von elf Sitzen in der Zweckverbandsversammlung fünf durch die 
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Landräte besetzt würden, blieben sechs Sitze für weitere Vertreter übrig. Der Vorschlag sei 
derzeit nicht konsensfähig. Er selbst favorisiere eine fraktionsübergreifende Vorschlagsliste, 
über die in der Zweckverbandsversammlung entschieden werde. Dann würde die Entsen-
dung der Vertreter außerhalb der Kreistage erfolgen. Es sei nicht sinnvoll, wenn von den 
Kreisparlamenten festgelegt werde, wie die Vertreter in der Zweckverbandsversammlung 
abzustimmen hätten. 

Frau Lindenhahn hält die Vorbesprechungen für nutzlos. Es sei immer noch keine Lösung 
gefunden worden. Die kleineren Fraktionen würden zudem ganz herausfallen. Die SPD-
Fraktion werde dem Beschlussentwurf nicht zustimmen. 

Nach kontroverser Diskussion zwischen Vorsitzendem Horstick und Frau Lindenhahn schlägt 
Herr Lensing vor, für TOP 2 keine Beschlussempfehlung für den Kreistag auszusprechen. 
Möglicherweise könne in der Zwischenzeit eine einvernehmliche Lösung auf Münsterland-
ebene gefunden werden, die ohne Weisungen an die entsandten Vertreter auskomme. 

Vorsitzender Horstick weist darauf hin, dass weitere interfraktionelle Gespräche mit dem Ziel 
einer gemeinsamen Lösung geführt würden. Dann könne am 20.12.2007 in der Verbands-
versammlung eine Entscheidung über die Satzungsänderung getroffen werden. Der Aus-
schuss für Verkehr und Bauwesen spreche keine Beschlussempfehlung für den Kreistag 
aus. 

 
 
Punkt 3: BYPAD-Schlussbericht 

Vorlage: 0173/2007 
 

Berichterstatter: Ludger Stienen 

 

Herr Stienen erläutert den BYPAD-Schlussbericht anhand von Folien, die dem Protokoll als 
Anlage beigefügt sind. 

Herr Eisele begrüßt das Verfahren. Leider sei die Beteiligung der Fraktionen nicht so gut 
gewesen. Verbesserungsmöglichkeiten sehe er in der Vernetzung zu weiteren Themenbe-
reichen. 

Herr Lensing ergänzt, dass das Land NRW ein Netzwerk Verkehrssicherheit NRW plane. Es 
sei sinnvoll, die Radfahrförderung in das Netz einzubinden. 

Auf die Nachfrage von Herrn Kramer erläutert Herr Stienen, dass alle kreisangehörigen Städ-
te und Gemeinden für die Beteiligung am BYPAD-Prozess angesprochen worden seien. Aus 
dem Südkreis sei eine größere Resonanz verzeichnet worden. Die Verwaltung werde versu-
chen, möglichst viele Gemeinden zur Beteiligung an dem Radfahrförderprojekt oder auch zur 
Mitgliedschaft in der Arbeitsgemeinschaft fahrradfreundlicher Städte (AGFS) zu werben. Für 
eine Veranschlagung im Budget müssten zunächst konkrete Maßnahmen erarbeitet werden. 
Wünschenswert sei die Begleitung des Prozesses durch einen Beauftragten aus der Verwal-
tung. Das Fahrradforum könne grundsätzliche Signale für die Umsetzung von Maßnahmen 
geben. 

Herr Stienen erläutert auf die Frage von Herrn Eisele, dass die Zertifizierung – anders als die 
im Rahmen der Arbeitsgemeinschaft fahrradfreundlicher Städte – nicht befristet sei. 

Herr Schlipsing lobt den Vortrag von Herrn Stienen als sehr übersichtlich. Der Schlussbericht 
sei wegen seiner hohen Komplexität schwer zu verstehen. 

Vorsitzender Horstick erwartet, dass der Ausschuss für Verkehr und Bauwesen regelmäßig 
über den Stand des Verfahrens informiert werde. Die Beschlussfassung über umzusetzende 
Maßnahmen obliege dem Ausschuss für Verkehr und Bauwesen. 
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Herr Stienen weist darauf hin, dass das Fahrradforum personell zu besetzen sei. Vorgese-
hen sei je ein Vertreter der fünf Kreistagsfraktionen. Vorsitzender Horstick fordert die Frakti-
onen auf, je einen Vertreter zu benennen. Für die CDU-Fraktion werde Paul Lensing be-
nannt. 

 
Beschluss:  einstimmig 

 
Der Ausschuss nimmt den BYPAD-Schlussbericht zur Kenntnis. 

 
 
Punkt 4: Ausfahrt der Bundesautobahn A 31 Gescher/Coesfeld 

Vorlage: 0209/2007 
 

Berichterstatter: Dietmar Eisele 

 

Herr Stienen erläutert, dass dem Landesbetrieb Straßenbau das zeitweise sehr hohe Ver-
kehrsaufkommen an der Ausfahrt der Bundsautobahn A 31 in Gescher/ Coesfeld bekannt 
sei. Hinweise auf eine Unfallhäufungsstelle gebe es nicht. Der Landesbetrieb Straßenbau 
habe zugesagt, eine Verkehrszählung durchzuführen. Aus den daraus gewonnenen Er-
kenntnissen könnten Maßnahmen abgeleitet werden, die die Situation entschärfen könnten. 
Im Ausschuss für Verkehr und Bauwesen werde über das weitere Verfahren berichtet. 

Vorsitzender Horstick ergänzt, dass Abstellplätze für Berufspendler nicht in ausreichender 
Anzahl vorhanden seien. Teilweise würden Fahrzeuge auf der Straße abgestellt. Dadurch 
komme es zu weiteren Behinderungen. 

Herr Kramer unterstützt den Antrag und bittet, die Maßnahmen mit der Stadt Gescher abzu-
stimmen. Nach seinem Kenntnisstand sollten die Verkehrszählungen bereits in Kürze erfol-
gen. 

 
Beschluss:  einstimmig 

 
Die Verwaltung wird beauftragt, mit den dafür zuständigen Stellen die Möglichkeiten einer 
Verbesserung der verkehrlichen Situation zu erkunden. 

 
 
Punkt 5: Errichtung von Photovoltaikanlagen auf kreiseigenen Gebäuden 

- Sachstandsbericht der Verwaltung 
 

Berichterstatter/in: Peter Sonntag 

 

Herr Sonntag erklärt einleitend, dass der Kreistag in seiner Sitzung am 21.06.2007 der Ver-
waltung den Auftrag erteilt habe, die Wirtschaftlichkeit der Errichtung von 
Photovoltaikanlagen (PVA) auf den Dächern der kreiseigenen Gebäude zu untersuchen und 
voranzutreiben. Diesen Prüfauftrag habe die Verwaltung bei der Planung der beiden aktuel-
len Neubauten bereits berücksichtigt. Derzeit werde die Brüder-Grimm-Schule für Sprachbe-
hinderte in Gescher-Estern zur Offenen Ganztagsschule ausgebaut. In diesem Zusammen-
hang erhalte die Schule eine Photovoltaikanlage von 15 kWpeak. Kilowatt peak (peak von 
englisch „Spitze“) stelle die theoretische Maximalleistung einer Anlage abhängig von der ört-
lichen Sonnenleistung dar. Bei der öffentlichen Ausschreibung für die PVA der Brüder-
Grimm-Schule seien insgesamt 11 Angebote eingegangen, von denen jedoch keines den 
formalen Anforderungen der Vergabevorschriften entsprach. In der zweiten Runde sei dann 
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erneut ausgeschrieben worden, diesmal in einem beschränkten Ausschreibungsverfahren, 
das zu einem Ergebnis von rund 90.000 € brutto für die PVA geführt habe. Das zweite Neu-
bauvorhaben des Kreises mit Photovoltaikanlage, die Errichtung der Hans-Christian-
Andersen-Schule für Erziehungshilfe in Ahaus, sei noch in der Planungsphase, die Bauge-
nehmigung vor zwei Wochen von der Stadt Ahaus erteilt worden. Neben der Berücksichti-
gung von Neubauten bei der Wirtschaftlichkeitsbetrachtung von PVA, so Herr Sonntag, seien 
auch die Bestandsbauten des Kreises untersucht worden. Hier habe es in Abhängigkeit von 
der bautechnischen Realisierbarkeit eine Aufteilung in drei Gruppen gegeben. Die der ersten 
Gruppe zugeordneten Berufskollegs in Gronau und Borken verfügten über sehr günstige 
Voraussetzungen für die Installation einer PVA. In Gronau könne eine Anlage in der Grö-
ßenordnung von 100 kWpeak errichtet, in Borken ein Wert von 250 kWpeak erreicht werden. 
Bei der zweiten Gruppe seien die baulichen Gegebenheiten nicht ganz so optimal, aber die 
Errichtung von PVA dennoch technisch realisierbar (Berufskolleg Technik Ahaus: 400 
kWpeak, Kreishaus Borken: 200 kWpeak, Neumühlenschule Borken: 150 kWpeak). Die In-
stallation einer PVA auf den Dächern der Berufskollegs Stadtlohn sowie Wirtschaft und Ver-
waltung Ahaus (Gruppe 3) sei problematischer, weil die Statik der Dächer weitgehend aus-
gereizt und fraglich sei, ob weitere Dachlasten durch die Photovoltaik-Module verkraftbar 
seien; dies werde jedoch noch genauer geprüft. Die derzeit technisch mögliche Gesamtleis-
tung von Anlagen auf allen Bestandsbauten liege bei 1.000 bis 1.100 kWpeak. Die in bishe-
rigen Ausschreibungen ermittelten Marktpreise könnten mit 4.200 bis 4.300 € (brutto) pro 
kWpeak angesetzt werden. Herr Sonntag betont, dass die Investitionssumme in Höhe von 
rund 5 Mio. € für die Errichtung der realisierbaren Photovoltaikanlagen noch nicht im Entwurf 
des Haushaltsplanes für 2008 auftauchten. Es sei nämlich noch gewerbe- und steuerrecht-
lich zu prüfen, ob die Umsetzung der Maßnahme durch den Kreishaushalt finanziert werde 
oder alternativ durch eine kreiseigene Gesellschaft. Festzuhalten sei aber, dass sich die In-
tention des Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG), die Förderung regenerativer Energie-
quellen, hier auszahle. Bei der zwanzigjährigen Stromabnahmegarantie zu garantierten Ein-
speisungsvergütungen könne selbst bei 100%iger Fremdfinanzierung ein wirtschaftliches 
Ergebnis erzielt werden. Auch die jährliche Reduzierung der Förderung um 5% sei wirt-
schaftlich vertretbar. Zum einen könne aufgrund der Regelung im EEG, die garantierte Ein-
speisungsvergütung 20 Jahre plus dem Jahr der ersten Einspeisung zu deutlichen Unter-
schieden in der Laufzeit führen (z.B. erstmalige Stromeinspeisung am 31.12.2007 = Förde-
rung 20 Jahre und ein Tag oder erstmalige Stromeinspeisung am 01.01.2008 = Förderung 
20 Jahre und 364 Tage). Zum anderen habe es eine deutliche Preissenkung bei den Investi-
tionsausgaben gegeben. Die Installationspreise seien vom Jahr 2006 auf 2007 um rund 13% 
gesunken, so dass eine verringerte Förderung mehr als kompensiert werde. 

Herr Jasper fragt, ob die Dachflächen der kreiseigenen Gebäude auch an Investoren zur 
Errichtung einer PVA vermietet werden könnten. Herr Sonntag erklärt, dass dies zwar grund-
sätzlich denkbar sei, aber der Kreis diese rentablen Investitionen selber tätigen könne, ohne 
einen Dritten dazwischenzuschalten. 

Herr Ahold erkundigt sich, wann die Erträge aus der Stromeinspeisung der 
Photovoltaikanlagen im Haushaltsplan veranschlagt werden. Herr Sonntag entgegnet, dass 
im Haushalt 2008 erst die PVA auf dem Dach der Brüder-Grimm-Schule Gescher in Betrieb 
genommen werde, eine vergleichsweise kleine Anlage, die zunächst nur geringfügige Erträ-
ge abwerfe. Daher werde im Haushaltsplan 2008 noch keine Ertragsbuchungsstelle einge-
richtet. 

Herr Eisele regt an, für die Schulklassen einen Stromzähler mit PC-Anschluss zu installieren, 
damit die Leistungswerte abgelesen und gegebenenfalls im Unterricht verwendet werden 
könnten. Herr Sonntag erklärt, dass ein öffentlich einsehbares Mess-Display möglicherweise 
vom Hersteller der Anlage mitgeliefert werde. 
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Punkt 6: Mitteilungen der Verwaltung 
 

 Herr Stienen weist auf den ausgelegten Flyer hin. Die „Kleine Sparfibel“ für Radlerin-
nen und Radler sei aufgelegt worden, da die Polizei bei Fahrradkontrollen immer wie-
der Unverständnis ernte, wenn Verwarnungs- und Bußgelder erhoben würden. 

 Herr Sonntag weist darauf hin, dass der Landesbetrieb Straßen NRW angekündigt 
habe, in Kürze die Bahnschienen, die die B 70 in Borken queren (zwischen Abfahrt 
Gemen und Kreishaus) zurückzubauen. 

 Des Weiteren kündigt Herr Sonntag an, dass die Ausschreibungsunterlagen für Bau-
maßnahmen nach VOB (Verdingungsordnung für Bauleistungen) in Kürze dahinge-
hend geändert werden, dass bei Streitigkeiten zwischen dem Kreis als Auftraggeber 
und dem Auftragnehmer im erstinstanzlichen Verfahren eine Schiedsstelle bei der In-
dustrie- und Handelskammer Münster eingeschaltet werde. Zur Zeit müsse jede Mei-
nungsverschiedenheit zwischen Auftraggeber und –nehmer vor dem Landgericht ver-
handelt werden. Dort herrsche Anwaltszwang, was zu unnötigen Kosten führe, zumal 
häufig reine Tatsachenstreitigkeiten über ein Gutachten und ggf. Gegengutachten 
verhandelt würden. Wenn sich der Kreis Borken erstinstanzlich dem Urteil der IHK-
Schiedsstelle unterwerfe, reduziere sich nicht nur der Verwaltungsaufwand, sondern 
der Kreis werde auch seinem Anspruch gerecht, mittelstandsfreundliche Verwaltung 
zu sein, was jüngst durch das RAL-Gütesiegel des TÜV Rheinland attestiert worden 
sei. 

 

 
 
Punkt 7: Anfragen 
 

keine 

 
 

 

 

Vorsitzender Horstick  schließt die Sitzung um 16:30 Uhr. 

 

   

Hermann Horstick 
Vorsitzender 

 Olaf Sobek Birgit Schwering 
Schriftführer 
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